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Beschlußempfehlung und Bericht 

des Ausschusses für Verkehr (14. Ausschuß) 


zu der Unterrichtung durch das Europäische Parlament 
— Drucksache 10/3966 — 


Entschließung zum Urteil des Gerichtshofs zu der gemeinsamen Verkehrspolitik 
und den Leitlinien dieser Politik 


A. Problem 

Der Europäische Gerichtshof verlangt in einem Urteil die Her- 
stellung der Dienstleistungsfreiheit auf dem Gebiete des in- 
ternationalen Verkehrs. Das Europäische Parlament ver- 
knüpft die Dienstleistungsfreiheit auf dem Verkehrssektor 
mit der Harmonisierung der Wettbewerbsbedingungen, um 
schwerwiegende Störungen des Verkehrsmarktes zu vermei- 
den. 


B. Lösung 

Die Bundesregierung soll u. a. dazu aufgefordert werden, sich 
dafür einzusetzen, daß die Harmonisierung der Wettbewerbs- 
bedingungen eine Voraussetzung für die Verwirklichung des 
europäischen Verkehrsmarktes ist. 

Einmütigkeit im Ausschuß 


C. Alternativen 

entfallen 


D. Kosten 

entfallen 
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Beschlußempfehlung 


Die Bundesregierung wird aufgefordert, 

1. sich im EG-Verkehrsministerrat mit Nachdruck für das Ziel einer europäi- 
schen Verkehrsmarktordnung einzusetzen, die 

— einen dauerhaft funktionsfähigen Wettbewerb auch auf dem jeweils natio- 
nalen Verkehrsmarkt sichert, um strukturelle Überkapazitäten zu vermei- 
den, 

— einen gesamtwirtschaftlich sinnvollen Einsatz der Verkehrsträger ermög- 
licht, 

— allgemeine Interessen, insbesondere in den Bereichen Verkehrssicherheit, 
Energie- und Umweltschutz, berücksichtigt, 

— die Interessen der Verkehrswirtschaft und der dort beschäftigten Arbeit- 
nehmer angemessen berücksichtigt. 

Der Deutsche Bundestag begrüßt es, daß diese Ziele einer europäischen Ver- 
kehrsmarktordnung nach Auffassung des Europäischen Parlamentes mit ord- 
nungspolitischen Instrumenten erreicht werden sollen; 

2. sich dafür einzusetzen, daß die Harmonisierung der Wettbewerbsbedingungen 
im sozialen, steuerlichen und technischen Bereich Voraussetzung für die Ver- 
wirklichung eines europäischen Verkehrsmarktes ist; deutliche Beachtung 
sollte hierbei finden, daß auch die übrigen Staaten der Forderung des EuGH- 
Urteils nachkommen; 

3. der besonderen Rolle der Bundesrepublik Deutschland als Kern- und Transit- 
land in der EG Rechnung zu tragen; 

4. einem Auseinanderklaffen der Verkehrsmarktordnungen zwischen den Län- 
dern der EG und Drittländern mit wichtiger verkehrlicher Bedeutung entge- 
genzuwirken. 


Bonn, den 15. Januar 1986 

Der Ausschuß für Verkehr 

Lemmrich Haungs 

Vorsitzender Berichterstatter 
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Bericht des Abgeordneten Haungs 


Die Entschließung des Europäischen Parlamentes 
in Drucksache 10/3966 wurde mit Schreiben des 
Präsidenten des Deutschen Bundestages vom 
25. Oktober 1985 gemäß § 80 Abs. 3 der Geschäfts- 
ordnung dem Verkehrsausschuß zur Beratung 
überwiesen. Der Ausschuß hat die Vorlage in seiner 
Sitzung am 15. Januar 1986 behandelt. 


I. Inhalt der Vorlage 

Der Europäische Gerichtshof hat auf Klage des Eu- 
ropäischen Parlamentes gegen den Rat der Euro- 
päischen Gemeinschaften wegen Untätigkeit in der 
Verkehrspolitik in einem Urteil vom 22. Mai 1985 
ausgeführt: 

„Es ist somit festzustellen, daß der Rat es unter 
Verletzung des Vertrages unterlassen hat, die 
Dienstleistungsfreiheit auf dem Gebiet des inter- 
nationalen Verkehrs sicherzustellen und die Be- 
dingungen für die Zulassung von Verkehrsunter- 
nehmen zum Verkehr innerhalb eines Mitglied- 
staats, in dem sie nicht ansässig sind, festzule- 
gen.“ 

Das Europäische Parlament hat in einer Entschlie- 
ßung vom 4. Oktober 1985 seine Genugtuung über 
dieses Urteil zum Ausdruck gebracht Das Europäi- 
sche Parlament fordert den Rat auf, alsbald die not- 
wendigen Vorschriften über den freien Dienstlei- 
stungsverkehr zu erlassen und gleichlaufend dazu 
Maßnahmen zur Harmonisierung der Wettbewerbs- 
bedingungen zu treffen, um schwerwiegende Stö- 
rungen auf dem Verkehrsmarkt zu vermeiden. Es 
soll ein Ordnungsrahmen für eine gemeinsame Ver- 
kehrspolitik geschaffen werden, um die verschie- 
denen Verkehrsträger zu koordinieren und um die 
Interessen der Verkehrswirtschaft, der dort be- 
schäftigten Arbeitnehmer sowie die Gebote der Ver- 
kehrssicherheit, des rationellen Energieeinsatzes 
und des Umweltschutzes zu berücksichtigen. 

Der Rat der Europäischen Gemeinschaften hat in 
seiner Sitzung am 14. November 1985 folgende Ent- 
schließung verabschiedet: 

„In Anwendung des Vertrages und im Hinblick 
auf die Einführung einer gemeinsamen Verkehrs- 
politik gemäß dem EuGH-Urteil sowie auf die 
Umsetzung der Schlußfolgerungen des Europäi- 
schen Rates von Mailand 


— erklärt der Rat sein Einverständnis mit der 
folgenden von der Präsidentschaft vorgeschla- 
genen politischen Leitlinie: 

1. Schaffung eines freien Marktes ohne quan- 
titative Beschränkungen im Bereich des 
Verkehrs bis spätestens 1992; 

2. während der Übergangszeit schrittweise 
Anpassung der bilateralen Kontingente auf 
einer nichtdiskriminierenden Basis und 
gleichzeitig Entwicklung der Gemein- 
schaftskontingente; 

3. Beseitigung der Wettbewerbsverzerrungen 
während der Übergangszeit; 

— fordert der Rat den Ausschuß der Ständigen 
Vertreter (COREPER) auf, seine Arbeiten auf 
dieser Grundlage und auf der Grundlage eines 
Vorschlags der Kommission bis zur nächsten 
Tagung fortzuführen unter Berücksichtigung 
der verschiedenen Beiträge der Delegationen 
im Rat “ 


II. Verlauf der Ausschußberatungen 

Der Verkehrsausschuß unterstützt nachdrücklich 
die Entschließung des Europäischen Parlamentes 
(ausgenommen die Ziffer 15 über die Finanzierung 
von Verkehrsinfrastrukturmaßnahmen aus Ge- 
meinschaftsmitteln). 

Der vorgesehene Wegfall der quantitativen Be- 
schränkungen im grenzüberschreitenden Güter- 
kraftverkehr bis 1992 ist eine schwerwiegende Ver- 
änderung der Verkehrsmarktordnung. Unerläßliche 
Voraussetzung hierfür ist eine vorherige Harmoni- 
sierung der Wettbewerbsbedingungen, wie sie auch 
vom Europäischen Parlament verlangt wird. Ausge- 
hend von dem Urteil des Europäischen Gerichtsho- 
fes und der Entschließung des Rates vom 14. No- 
vember 1985 muß eine neue europäische Verkehrs- 
marktordnung geschaffen werden, die einen dauer- 
haft funktionsfähigen Wettbewerb auch auf den 
verschiedenen nationalen Verkehrsmärkten si- 
chert. Dabei sind auch ordnungspolitische Instru- 
mente unverzichtbar. 

Der Verkehrsausschuß schlägt eine Entschließung 
vor, durch die die Bundesregierung beauftragt wird, 
sich mit dieser Zielrichtung an den weiteren Ver- 
handlungen in Brüssel zu beteiligen. 


Bonn, den 15. Januar 1986 


Haungs 

Berichterstatter 
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